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Antrag 

der Abgeordneten Frau Oesterie-Schwerin, Frau Teubner und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 


Programm zur Verbesserung der Wohnsituation älterer Menschen mit niedrigem 
Einkommen, insbesondere von älteren Frauen 


Die in der Unterrichtung der Bundesregierung „Die Situation der 
älteren Menschen in der Familie - Lebensraum der älteren Men- 
schen in der Familie, Wohnung und Siedlung"' (Drucksache 
10/6145) vorgeschlagenen Maßnahmen zielen allein auf die bes- 
sere Wohnraumversorgung besserverdienender älterer Men- 
schen. Dies soll mittels Eigentumsförderungen, Steuerbegünsti- 
gungen sowie Erhöhung der Einkommensgrenze im sozialen 
Wohnungsbau gefördert werden. 

Für die Lösung der gravierenden Wohnprobleme der älteren Men- 
schen mit niedrigem Einkommen bietet der Bericht - abgesehen 
von dem nicht altenspezifischen Wohngeld und der Sozialhilfe - 
nichts. Die älteren Menschen mit niedrigem Einkommen sind aber 
gerade die Gruppe, die der Unterstützung des Staates bei der 
Bewältigung der Wohnprobleme am meisten bedarf. Besonders 
betroffen sind ältere Frauen, denn sie stellen mit 93 Prozent den 
weitaus höchsten Anteil der älteren Menschen, die monatlich 
weniger als 1 000 DM zur Verfügung haben. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird auf gefordert, Mittel zur Verbesse- 
rung von Substandard Wohnungen und zur Anpassung von 
Wohnungen sowie des Wohnumfelds an die Erfordernisse älte- 
rer Menschen bereitzustellen, damit selbständige Haushalte so 
lange wie möglich aufrechterhalten werden können ohne 
gleichzeitige Mietsteigerungen in Kauf nehmen zu müssen. 
Dabei ist ein unbürokratisches Antrags- und Bewilligungsver- 
fahren anzustreben. Die Vergabe der Bundesmittel an Hausbe- 
sitzer/innen ist allerdings an eine Miet- und Dauerbelegungs- 
bindung sowie die Anwendung ökologischer Bauweisen zu 
knüpfen. An ältere Mieter/innen sind direkte Zuschüsse in 
Abhängigkeit des Einkommens zu vergeben. 

2. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, verstärkt Mittel für 
behindertengerechte Altenwohnungen und infrastrukturelle 
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Ausstattung des Wohnumfelds bereitzustellen. Erste Priorität 
ist dabei auf die Umnutzung vorhandener Gebäude zu legen. 
Die baulich-technischen und räumhchen Maßnahmen sind zu 
ergänzen durch qualitativ und quantitativ verbesserte ambu- 
lante gesundheits- und sozialpflegerische Angebote. Die Ver- 
gabe der Mittel ist an folgende Kriterien zu knüpfen: 

— Ein nach dem Grad der jeweils individuell benötigten Unter- 
stützung differenziertes Wohmmgs- und Versorgungsange- 
bot: kostengünstige altengerechte Kleinwohnungen, Woh- 
nungen für Wohngemeinschaften, Altenwohnungen mit 
Funktions- und Gemeinschaftsräumen, Altenwohnungen 
mit integrierten Wohn- und Pflegekonzepten, Servicehäuser 
nüt verschiedenen ambulanten, teüstationären und statio- 
nären Diensten, Nachbarschaftshäuser mit Serviceangebo- 
ten und Treffpunkten, 

— die Begrenzung von Neubauprojekten auf höchstens 
30 Wohneinheiten, um Ghettos, und mindestens vier Wohn- 
einheiten, um Isolation zu vermeiden, 

— die Begrenzimg auf viergeschossige Bauweise, 

— die Integration in bestehende Stadt- und Dorfgebiete zur 
Erhaltung und Förderung sozialer Kontakte, 

— eine gute Infrastruktur (Geschäfte, öffenthche Einrichtun- 
gen, öffenthche Verkehrsmittel in erreichbarer Nähe, Frei- 
zeitangebote), 

— nahegelegene Grün- und verfügbare Freiflächen, 

— sichere Verkehrswege (sichere Fußwege, ampelsichere 
Übergänge, abgesenkte Bordsteinkanten für Rollstuhlfahrer, 
rollstuhlgerechte Rampen, Telefonzellen usw.), 

— eine Mietpreis- imd Dauerbelegungsbindung, 

— Verwendung ökologischer Bauweisen. 

Großstationen und Altenwohnungen und -heime, in denen die 
Bewohner/innen bei Pflegebedürftigkeit umziehen müssen, 
sind nicht mehr zu fördern. Bestehende Großstationen sind in 
überschaubare Wohneinheiten mit integrierten Wohn- und 
Pflegekonzepten umzuwandeln. 

3. Die Bundesregierung wird aufgefordert, Mittel des experimen- 
tellen Wohnungs- und Städtebaus für die Erprobung neuer 
Wohnformen älterer Menschen, wie z. B. Wohngemeinschaf- 
ten, betreutes Wohnen etc., bereitzustellen. Die Vergabe ist an 
die in Nummer 2 genannten Kriterien zu knüpfen. Vorausset- 
zung ist die Klarstellung im Heimgesetz, daß Wohngemein- 
schaften älterer Menschen und Mehrgenerationenwohnge- 
meinschaften nicht mehr unter das Heimgesetz fallen, wie es 
in dem Antrag auf Drucksache 11/1598 der Fraktion DIE 
GRÜNEN gefordert wurde. 

4. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, verstärkt im Rahmen 
der Wohnungs- imd Städtebauforschung die Wohnraumversor- 
gung, die Qualität von Wohnungen und Wohnumfeld gemes- 
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sen an den Lebensbedingungen und Bedürfnissen älterer Men- 
schen - und hier insbesondere unter frauenspezifischen 
Gesichtspunkten - zu erforschen sowie Möghchkeiten zur Ver- 
besserung der Wohnsituation zu entwickeln. 

5. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, die Entscheidung über 
den Bedarf und die Voraussetzung für die Einrichtung von 
Wohnungen für ältere Menschen an die Gemeinden zu über- 
geben. Bedarf und Voraussetzungen sind von Gemeinde zu 
Gemeinde verschieden und nur durch die Dezentrahsierung 
der Entscheidungen kann differenziert und flexibel darauf ein- 
gegangen werden. Die FinanzierungsrichÜinien müssen bau- 
hch und sozial integrierte Konzepte ermöglichen. 

6, Die Bundesregierung wird aufgefordert, einen verbesserten 
Mieter/innenschutz und Mitbestimmungsmöghchkeiten der 
Mieter/innen gesetzlich zu verankern. Es muß verhindert wer- 
den, daß ältere Bewohner/innen - wie es oftmals bei uner- 
wünschten Modernisierungen und Sanierungen und damit ver- 
bundenen Mieterhöhungen der Fall ist - aus ihren Wohnungen 
verdrängt werden. Dies erfordert die Verbesserung des Miet- 
rechts für alle Mieterinnen: 

— Die Verhinderung von Umwandlung von Miet- in Eigen- 
tumswohnungen durch Vorkaufsrecht der Kommunen, 

— die Abschaffung der Eigenbedarfsklausel bei Neuerwer- 
bungen, 

— die Begrenzung des Mietanstiegs auf höchstens 15 Prozent 
in drei Jahren, 

— die Begrenzung des modemisierungsbedingten Mietan- 
stiegs: statt 11 Prozent nur noch die Umlage von 7 Prozent 
der Modernisierungskosten auf die Jahresmiete durch die 
Verlängerung des Abschreibungszeitraums von zehn auf 
15 Jahre, 

— die Verbesserung der Mitbestimmungsmöghchkeiten bei 
Modernisierungs- und Sanierungsmaßnahmen durch Aus- 
weitung der Widerspruchsrechte der Betroffenen, 

— Mitspracherechte für Seniorenvertreter/innen in den Auf- 
sichtsräten gemeinnütziger Wohnungsuntemehmen. 

Bonn, den 17. Juh 1989 

Frau Teubner 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Oesterle-Schwerin, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
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Begründung 

Der Bericht der Bundesregierung Die Situation der älteren Men- 
schen in der Familie kommt zu dem Ergebnis, daß die Bundes- 
republik Deutschland „ein qualitativ und quantitativ hohes Wohn- 
raumversorgungsniveau hat und ältere Menschen im allgemeinen 
mit Wohnraum gut versorgt'" sind. 

Der Bericht berücksichtigt weder in der Analyse noch bei den 
vorgeschlagenen Maßnahmen die unterschiedliche soziale Lage 
der älteren Menschen. Die Einkommenssituation der älteren 
Generation wird „im großen und ganzen als zufriedenstellend" 
bezeichnet. Dabei wird aber die materielle und soziale Realität 
vieler alter Menschen - und besonders der älteren Frauen - ver- 
schleiert. 

Einkommenssituation 

Tatsächlich haben von 12 Mio. alter Menschen 3 Mio. monatlich 
unter 1 000 DM zur Verfügung, darunter sind 2,8 Mio. Frauen (das 
sind 93 Prozent). 2,28 Mio. älterer Menschen verfügen gar monat- 
lich über weniger als 800 DM. Zwei Drittel aller Wohngeldemp- 
fänger/innen sind Rentner/innen und Pensionäre/innen^). 

Frauenspezifische Probleme 

Obwohl die soziale und materielle Benachteiligung im Alter vor 
allem Frauen betrifft, werden die Probleme im Alter nicht ge- 
schlechtsspezifisch differenziert benarmt, 

— es sind vor allem Frauen, die im Alter sehr niedrige und 
armutauslösende Einkommen beziehen, 

—• es sind vor allem Frauen, die im Alter allein leben und unter 
sozialer Isolation leiden, 

— es sind vor allem Frauen, die im Alter in schlecht ausgestatteten 
Wohnungen leben, was frühzeitig die selbständige Haushalts- 
führung gefährdet. 

S ubstan dardwohn ungen 

Von etwa 5 Mio. Haushalten mit älteren Menschen (über 65 Jahre) 
befinden sich etwa 2 Mio. (das sind 40 Prozent) in Substandard- 
wohnungen; dort fehlen teüweise sogar WC, Bad und Sammelhei- 
zung. Am stärksten betroffen sind 1 -Personenhaushalte, davon 
1 Mio. mit alleinlebenden Frauen, das sind 90 Prozent dieser 
Gruppe. Unter den 2- und Mehrpersonenhaushalten gibt es etwa 
eine drei Viertel Mio. in Substandardwohnungen. Da Frauen zu- 
dem in vielen dieser 2- Personenhaushalte hilfsbedürftige Ehe- 
männer (weil diese oft älter sind) betreuen, sind Frauen auch hier 
in sehr hohem Maß betroffen^). 

Die Lebensbedingungen in der großen Zahl von Sub Standardwoh- 
nungen bergen die Gefahr, daß der selbständige Haushalt bei der 


Zahlen aus Kuratorium für Deutsche Altershilfe, Wohnsituation älterer Men- 
schen ~ Probleme und Lösungsansätze unter besonderer Berücksichtigung von 
Frauen, Köln 1984 
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kleinsten Versorgungslücke nicht mehr aufrecht zu erhalten ist. 
Die Tatsache, daß die Masse (6,4 Mio. von 8 Mio.) der Haushalte 
von Personen über 60 Jahre im freifinanzierten Wohnungsbau lebt 
und überwiegend auch in ihrer vertrauten Umgebung bleiben 
will, erfordert die Bereitstellung finanzieller Mittel zur behut- 
samen Verbesserung der Substandardwohnungen und Anpas- 
sung der Wohnungen und des Wohnumfelds an die Erfordernisse 
älterer Menschen. 

Da die meisten älteren Menschen nicht in der Lage sein werden, 
Anpassungsmaßnahmen allein durchzuführen, sind Hüfen erfor- 
derlich, 

— eine qualifizierte und kostenlose Beratung für das Erkennen 
von Wohnungsmängeln und für die Planung von Maßnahmen, 

— organisatorische Hilfen bei der Durchführung, so z.B. beim 
Umgang mit Behörden, bei der Kontrolle handwerklicher 
Arbeiten etc., 

— eine flexible und unbürokratische, finanzielle Unterstützung 
der Baukosten. 

Bedarf an Altenwohnungen 

Da die Zahl der älteren Menschen über 60 Jahre - wie in der 
demographischen Entwicklung des Berichts aufgezeigt - erheb- 
lich zunehmen wird, ist darüber hinaus die Schaffung von neuen - 
auch behindertengerechten - Altenwohnungen im Bestand sowie 
Neubau unter Berücksichtigung ökologischer Kriterien aus Mit- 
teln des sozialen Wohnungsbaus erforderlich. 

Qualität des Wohnumfelds 

Da auch die Qualität des Wohnumfelds im Alter immer bedeut- 
samer wird, sind städtebauliche Konzepte verlangt, die den Ver- 
bleib in der vertrauten Umgebung und gewachsenen Nachbar- 
schaftsbeziehungen ermöghchen, z. B. durch die Integration von 
Serviceeinrichtungen und Sonderwohnformen, Krankenwohnun- 
gen, Rehabilitationseinrichtungen, Gemeinschaftseinrichtungen, 
Erhalt von „Tante Emma-Läden" um die Ecke, Verbesserung des 
Wohnumfelds. Die Erreichbarkeit ist die Voraussetzung für ein 
wirksames Netz möglicher Hüfen. Dies erfordert kleinräumige 
Angebote im Umkreis von 500 Metern. 

Die Defizite in Wohnungen und dem Wohnumfeld beeinträch- 
tigen die Lebensbedingungen der meisten Bewohner/innen, nicht 
nur ältere Menschen sind davon betroffen, sondern auch Behin- 
derte, Kinder, Eltern mit Kleinkindern, Fußgänger/innen usw. 
Eine Orientierung der Planung von Wohnung und Wohnumfeld 
an den schwächeren Bevölkerungsgruppen dieser Gesellschaft 
verbessert die Lebensbedingungen für alle. 

Ziel aller Maßnahmen muß sein, die selbstbestimmte Lebensfüh- 
rung älterer Menschen so lange wie möglich zu erhalten. Dies 
kann ein selbstbestimmtes würdiges Leben in freigewählter Ge- 
meinschaft ebenso sein, wie ein freigewähltes, ambulant unter- 
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stütztes Alleinleben. Es geht darum, auch im Falle von starker 
Hilfe- und Pflegeabhängigkeit Wohn- und Lebensformen zu er- 
mögüchen, die Selbstbestimmung des einzelnen Menschen 
garantieren, seine Ausgüederung aus dem sozialen Umfeld sowie 
Ghettoisierung von hilfeabhängigen Menschen zu verhindern. 
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